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von Maximilian Bogner, Sozialwirt und Sozialjurist LL.M.

Das Behindertengleichstellungsgesetz des
Bundes (BGG) ist eine Konkretisierung von
Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz (GG) mit dem
Ziel, dass ,behinderte Menschen sich kinftig
moglichst vollstandig im 6ffentlichen Raum
bewegen kénnen“'. Neben einem Benachtei-
ligungsverbot, enthélt das BGG unter ande-
rem (u.a.) Regelungen zur Barrierefreiheit.
Inwieweit diese gelten wird im Folgenden
gepruft.?

. Thesen des Autors

1. Die Vorschriften zur Barrierefreiheit
aus 88 8-11 BGG gelten fur die Bun-
desverwaltung und damit fur die
Bundesagentur fir Arbeit, nicht je-
doch fir kommunale Trager als Teile

der Landesverwaltung, fir welche
! Braun, MDR 2002, S. 863.
2 Der vorliegende Beitrag beruht auf der

Masterarbeit des Autors, die wiederum im
Zusammenhang mit der Evaluation des BGG
entstand. Der Forschungsbericht der Evaluation
ist abrufbar unter:
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/
PDF-Publikationen/Forschungsberichte/fb-
445.pdf?__ blob=publicationFile.

meist Vorschriften aus den Landes-
gleichstellungsgesetzen (LGG) mal3-
geblich sind. Darum bestehen inner-
halb eines Jobcenters unterschiedli-
che Mal3stabe fur Barrierefreiheit.

2. Eine unmittelbare Verpflichtung zur
Herstellung von Barrierefreiheit aus
Art. 9 UN-BRK besteht in diesem Fall
nicht.

3. Allerdings ist § 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB |l
im Licht der UN-BRK auszulegen, so
dass die Norm ahnliche, jedoch we-
niger konkrete Verpflichtungen ent-
halt.

II. Zuordnung von SGB lI-Leistungs-
trdgern zur Bundes oder Landes-
verwaltung

Die Frage, ob bzw. in welchem Umfang die
Vorschriften zur Barrierefreineit aus dem
BGG des Bundes fiir Trager der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende nach dem SGB I
gelten, hangt entscheidend von deren Zu-
ordnung zur Bundes- oder Landesverwal-
tung ab. Vor der Abschaffung der ehemali-
gen Arbeitsgemeinschaften SGB Il (ARGER)
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im Jahr 2011 wurden diese in Bezug auf die
Dienstaufsicht sowie die Rechtsunter-
worfenheit klar zum Landesrecht gezéahit.®
Die Einordnung der nun legalisierten Misch-
verwaltungsinstitution4 der Jobcenter, insbe-
sondere der Tragerversammlung, gestaltet
sich problematischer. Eine solche wurde
vom Gesetzgeber im SGB Il nicht klar gere-
gelt bzw. nur auf die Aufgabenwahrnehmung
bezogen verankert. ,Es gilt der Grundsatz,
dass die Aufsicht soweit reicht, wie die Fi-
nanzierungsverantwortung geht*®. Aufsicht
wird im bundesdeutschen Verstandnis durch
eine hohere Hierarchieebene derselben
Verwaltungslinie durchgefuhrt. Also ist die
Frage, ob jeweils eine Bundes- oder Lan-
desverwaltung vorliegt, gekoppelt an die
Aufsicht (vgl. 847 Abs.2 Satz1 SGBII).
Diese ist im Wortlaut des SGB |l gemaR § 47
als Fach- und Rechtsaufsicht vorgesehen.

Wahrend die Bundesagentur fir Arbeit (BA)
vom zustandigen Bundesministerium fur Ar-
beit und Soziales (BMAS) beaufsichtigt wird
(847 Abs.1 Satz1l SGBIl), tragt diese
Pflicht bei den kommunalen Tragern die je-
weils zustdndige Landesbehérde (847
Abs. 2 S. 1 SGB Il), weswegen diese unstrit-
tig der Bundes- bzw. Landesverwaltung zu-
geordnet werden konnen. Gemall 8§47
Abs. 3 Satz 1 SGB Il fuhrt die Rechtsaufsicht
Uber die Tragerversammlung das BMAS.®
Obgleich diese Aufsicht im Einvernehmen
mit der zustandigen obersten Landesbehor-
de zu erfolgen hat, liegt sie klar beim Bund.
Somit sind auch die Tragerversammlungen

® Einschlagig war § 44b Abs. 3 S. 4 SGB Il [a. F.]
Laut Mempel konnte diese Landesaufsicht nur
als eine Rechtsaufsicht verstanden werden, vgl.
Mempel,  Hartz-IV-Organisation auf dem
verfassungsrechtlichen Priifstand, 2007, S. 56.

* Als Mischverwaltung werden Verwaltungs-
tatigkeiten bezeichnet, die sowohl auf Landes-
ebene, als auch auf Bundesebene durchgefuhrt
werden.

® Spellbrink/Miinder/Luik, Verfassungsrechtliche
Probleme im SGB I, 2011, S. 69.

® Spellbrink sieht hierin ein Zugestandnis von
mehr Handlungsspielraum, vertiefend siehe ebd.,
S. 70.

generell der Bundesverwaltung zuzuordnen.
In Optionskommunen liegt die Aufsicht ge-
maf § 48 Abs. 1 SGB Il bei den zusténdigen
obersten Landesbehérden.’

lll. Geltung der Vorschriften zur
Herstellung von Barrierefreiheit fur
die BA, die Tragerversammlung und
kommunale Trager

Die 88 8-11 BGG zur Barrierefreiheit in be-
sonders relevanten Bereichen definieren je-
weils ihren eigenen Adressatenkreis. Wah-
rend § 8 Abs. 1 S. 1 BGG wdrtlich den Bund
sowie bundesunmittelbare Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen
Rechts benennt,® verweisen §§ 9-11 BGG
jeweils auf Trager offentlicher Gewalt gem.
87 Abs. 1 S. 1 BGG. Daher gehoren Trager
auf Landesverwaltungsebene gemalRl 87
Abs. 1 S. 2 BGG nicht zum Adressatenkreis.
Der Wortlaut ist eindeutig.® Somit gelten die
Barrierefreiheitsgebote aus den 88 8-11
BGG nicht unmittelbar fir kommunale
SGB llI-Leistungstrager, sondern nur fir die
Bundesagentur fur Arbeit (BA) und die Tra-
gerversammlung in ihren Aufgabenberei-
chen.

" Als lediglich klarstellend kommentiert mit Blick
auf Art. 83 ff. GG: Thie, § 48, in: Miunder (Hrsg.),
Sozialgesetzbuch Il, Rn. 2; Harich, 8§48, in:
Eicher (Hrsg.), SGB Il — Grundsicherung fir
Arbeitssuchende, Rn. 2.

® Dies wir auch in den Gesetzgebungsmaterialien
deutlich, siehe hierzu BT-Drs. 14/8043, S. 17.

° Siehe auch: Ritz, § 9 BGG, in: Jung/ Cramer/
Fuchs u. a. (Hrsg.), SGB IX — Kommentar zum
Recht  schwerbehinderter  Menschen  und
Erlauterungen zum AGG und BGG, Rn. 2.
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IV. Verhéltnis zu landesrechtlichen Vor-
schriften  zur  Herstellung von
Barrierefreiheit

Wie gezeigt, unterliegen kommunale SGB II-
Leistungstrager und Optionskommunen nicht
unmittelbar den Vorschriften zur Herstellung
von Barrierefreiheit des BGG, im Normalfall
aber den entsprechenden Vorschriften in
den LGG, soweit diese kommunale Trager
mit einschlieen. Die meisten LGG verpflich-
ten die Kommunen und Landkreise,* welche
verfassungsrechtlich zu den Landern z&hlen.
Nur Bayern (vgl. Art. 9 Abs. 1 S. 1 BayBGG)
schlief3t diese aus dem Geltungsbereich des
Gesetzes aus und Hessen uberlasst ihnen
die Wahl, unter wirtschaftlichen Abwagungen
selbst Verpflichtungen aus dem Hessischen
Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen (Hessisches Behinderten-
Gleichstellungsgesetz — HessBGG) anzuer-
kennen (vgl. 81 Abs.1 S.1i.V.m. Abs. 2
HessBGG).'* Daher kann es vorkommen,
dass innerhalb eines Jobcenters unter-
schiedliche Standards an Barrierefreiheit zu
verwirklichen sind, je nachdem, wer gerade
in seinem Zustandigkeitsbereich handelt.
Wahrend die Tragerversammlung sowie die
BA direkt dem BGG unterliegen, gelten fur
die kommunalen SGB ll-Leistungstrager die
LGG. Dass innerhalb ein und derselben Be-
hoérde unterschiedliche Standards der Barrie-
refreiheit gelten, ist weder fur die Mitarbeiter
der Verwaltung, noch fiir die Bulrger leicht
verstandlich oder praktikabel.

1% vgl. Griiber, Zusammen leben ohne Barrieren,
2010, S. 13.

' Diese Klausel kénnte als eine Umgehung des
Konnexitatsprinzips angesehen werden, wodurch
die Kommunen vom Land die Erstattung
derjenigen Kosten verlangen konnen, welche
ihnen durch Landesgesetze entstehen, sofern
diese selbst keine Kostenregelung treffen.

V. Andere Quellen von Pflichten zur
Barrierefreiheit fur SGB ll-Leistungs-
trager

Nachfolgend werden weitere Quellen von
Barrierefreiheitspflichten far SGB II-
Leistungstrédger naher untersucht. Diese
kénnten kommunale Leistungstrager in ahn-
licher Weise zur Herstellung von Barrieref-
reiheit verpflichten, wie das BGG die Bun-
desverwaltung.

1. Zugéanglichkeit gemaR Art. 9 UN-BRK

,Die barrierefreie Gestaltung und Planung
sind eine wesentliche Voraussetzung der
Zugéanglichkeit“'?. Art. 9 Abs. 2 UN-BRK ver-
pflichtet die Vertragsstaaten, geeignete
MaRnahmen zu treffen, um Menschen mit
Behinderung ,eine unabhangige Lebensfih-
rung und die volle Teilhabe in allen Lebens-
bereichen zu ermdglichen®. Explizit wird in
Abs. 2 verpflichtet zur Schaffung und Uber-
wachung von Mindeststandards, welche die
Zuganglichkeit zu o6ffentlichen Einrichtungen
und Diensten fur Menschen mit Behinderung
sicherstellen, sowie zur Beschilderung in of-
fentlichen Gebauden in wahrnehmbarer
Form. AufRerdem wird der Zugang zu Infor-
mationen sowie zu neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien fiir Menschen
mit Behinderungen gefordert.

Ferner konnte diese voblkerrechtliche Vor-
schrift fir kommunale SGB IllI-Leistungs-
trager, welche nicht unter die Vorschriften
zur Herstellung der Barrierefreiheit im BGG
fallen, ahnliche Rechtsfolgen ergeben. Je-
doch musste Art. 9 UN-BRK hierfur ,self-
executing” sein, also tatsachlich subjektive
Rechte einrAumen bzw. konkrete Verpflich-
tungen enthalten. Trenk-Hinterberger ordnet
das dort formulierte Recht auf Barrierefrei-
heit ,eher der Kategorie der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte als der Ka-

12 \Welti, in: Tervooren/Weber (Hrsg.), Wege zur
Kultur, 2012, S. 84.
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tegorie der birgerlichen und politischen
Rechte*!® zu. Darum bejaht er diesbeziiglich
die Geltung des Progressionsvorbehalts und
damit die nur schrittweise Herstellung von
Barrierefreiheit.'* Dennoch seien die UN-
BRK und das BGG ,mdglichst tbereinstim-
mend auszulegen“®.

Unmittelbar einklagbare subjektive Rechte
und Pflichten ergeben sich aus Art. 9 UN-
BRK nur bei einer hohen, nicht aufschieb-
baren menschenrechtlichen Relevanz, z. B.
wenn ,die Unzuldnglichkeit eine Benachteili-
gung ware, die auch nicht durch angemes-
sene Vorkehrungen im Einzelfall aufgehoben
werden kann“'®. Ferner kann Art. 9 UN-BRK
selbst nur i. V. m. dem Diskriminierungsver-
bot aus Art. 5 Abs. 2 UN-BRK unmittelbare
Rechtsfolgen erwirken. Jedoch fanden diese,
analog zu angemessenen Vorkehrungen
(vgl. Art.2 Satz1l UN-BRK), ihre Grenze
dann, wenn sie fur die Adressaten eine un-
verhaltnismaiige oder unbillige Belastung
darstellen wirden. Darum muss die Frage,
ob Art. 9 UN-BRK Leistungstrager nach dem
SGB Il unmittelbar zur Herstellung von Bar-
rierefreiheit verpflichtet, verneint werden.

2. Bicher des Sozialgesetzbuches

8§17 Abs. 1 Nr. 4 SGB | bezieht sich allge-
mein auf ,die Leistungstrager, worunter
nach 812 S.1i.V.m. §19a Abs.2 SGB |
alle Arten von Grundsicherungstragern fal-
len. Somit gilt 8 17 SGB | fur alle Trager und
zwar nicht nur in Bezug auf die Sozialleis-
tungen selbst, sondern bereits auf die An-

3 Kreutz/Lachwitz/Trenk-Hinterberger, Die UN-

Behindertenrechtskonvention in der Praxis, 2013,
S. 132, Rn. 3.

“ Ebd., S. 132, Rn. 3; vgl. hierzu auch BT-
Drs. 16/10808 (Denkschrift zur UN-BRK).

!> Welti, in: Welti (Hrsg.), Rechtliche Instrumente
zur Durchsetzung von Barrierefreiheit, 2013,
S. 24,

® Wwelti, in: Welke (Hrsg.), UN-Behinderten-
rechtskonvention mit rechtlichen Erlauterungen,
2012, S. 128, Rn. 4.

bahnung eines Sozialrechtsverhéltnisses,*’
etwa im Rahmen der Auffindbarkeit, Bera-
tung und Antragstellung.'® Er enthalt sehr
ahnliche Inhalte wie 88 8-11 BGG und be-
fasst sich mit der Minimierung von baulichen
und Kommunikationsbarrieren. Eine Erweite-
rung im Vergleich zu den Vorschriften des
BGG wird in 8§17 Abs.1 Nr.4 SGB 1 da-
durch vorgenommen, dass sich die Norm
konkret auf die Ausfliihrung von Sozialleis-
tungen in barrierefreien Raumen und Anla-
gen bezieht. Im Gesundheitsrecht umfasst
dies die Praxen der Vertragsarzte und im
SGB Il die MaRnahmen der beruflichen Re-
habilitation sowie verschiedener Trainings-
mafnahmen, unabhdngig davon, wo sie
stattfinden. Oftmals wird die Auffassung ver-
treten, 8 17 SGB | sei durch die Formulie-
rung ,sind verpflichtet, darauf hinzuwirken“
als bloRer Handlungsappell an die Leis-
tungstrager zu verstehen, aus welchem je-
doch keine unmittelbaren subjektiven An-
spriiche erwachsen konnten.'* Seine Wir-
kung entfalte der Inhalt des § 17 SGB | fer-
ner vornehmlich durch die Heranziehung bei
Ermessensentscheidungen der Leistungs-
tréager sowie bei der richterlichen Beriicksich-
tigung, etwa bei der Auslegung unbestimm-
ter Rechtsbegriffe. In Einzelfallen kénne dies
sogar zur Ermessensreduktion auf Null fiih-
ren®® oder sogar als Verletzung von Neben-
pflichten aus dem Sozialrechtsverhaltnis ei-
nen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch

' Denn gem. §8 SGBX ist bereits das
Tatigwerden der Behorde zur Vorbereitung eines
Verwaltungsaktes Teil des  Verwaltungs-
verfahrens.

'® Merten, §17 SGBI, in: Rolfs/ Giesen/
Kreikebohm wu.a. (Hrsg.), Beck'scher Online
Kommentar Sozialrecht, Rn. 12.

Yvgl. Ebd., Rn. 2.

% vgl. LSG Hessen v. 09.09.2011, AZ L 7 SO
190/11 B ER; Von einer Ermessenreduktion auf
Null spricht man, wenn der Ermessensspielraum
der Verwaltung so weit verringert ist, dass nur
noch eine Entscheidung rechtsfehlerfrei moglich
ist.
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begrinden.?* Eine solche Verletzung sei

dann denkbar, wenn bei der Ausfuihrung der
Aufklarungs-, Beratungs- und Auskunfts-
pflichten (88 13-15 SGB I), ggf. auch bei der
sich aus 8 14 SGB | im Einzelfall ergeben-
den Spontanberatung?® der § 17 SGB | nicht
oder nicht hinreichend beriicksichtigt wer-
de.? Merten bezeichnet § 17 SGB | auch als
.eine Art verfahrensrechtliches Optimie-
rungsgebot*?*, welches die Leistungstrager,
unabhangig vom materiellen Recht, zu Ei-
geninitiative mit dem Ziel der Verwirklichung
sozialer Rechte anhalten soll. Dies machte
der Gesetzgeber auch in der Begrindung
zum Gesetzentwurf deutlich.® Jedoch sei
diese Vorschrift ,hinsichtlich von Teilaspek-
ten der im BGG umfassender geregelten
Barrierefreiheit einschlagig"?®. Knecht kommt
zu dem Schluss, dass bei grammatischer
Auslegung des 8§17 Abs. 1 Nr.4 SGB 1 ein
klarer Auftrag an jeden Sozialleistungstrager
erkennbar sei. Subjektive Anspriche einzel-
ner Leistungsempfanger ergeben sich bei
der weiteren systematischen und teleologi-
schen Auslegung jedoch nur dann, wenn mit
einem ,konkreten Sozialleistungsanspruch
ein subjektives Recht des Leistungsempfan-

L vgl. Merten, § 17 SGB 1, in: Rolfs/ Giesen/
Kreikebohm u.a. (Hrsg.), Beck'scher Online
Kommentar  Sozialrecht, Rn. 10; Der
sozialrechtliche Herstellungsanspruch wurde vom
Bundessozialgericht entwickelt und dient dazu,
einen Schaden, der Leistungsberechtigten durch
eine Fehlberatung  entstanden ist, zZu
kompensieren bzw. zu begrenzen.

2 Eine Beratung von Amts wegen, welche oft
auch als Spontaninformation benannt wird;
vertiefend: Knecht, § 14, in:
Becker/Hauck/Haines u. a. (Hrsg.),
Sozialgesetzbuch SGB I, Rn. 15.

2% Vgl. Neumann, § 17, in: Krahmer/Berlit (Hrsg.),
Sozialgesetzbuch I, allgemeiner Teil, RN 10; 15.
* Merten, §17 SGBI, in: Rolfs/ Giesen/
Kreikebohm wu.a. (Hrsg.), Beck’scher Online
Kommentar Sozialrecht, RN 1.

%% \gl. BT-Drs. 7/868, S. 26.

® Ritz, Einl.BGG, in: Jung/Cramer/Fuchs u. a.
(Hrsg.), SGBIX - Kommentar zum Recht
schwerbehinderter Menschen und Erlauterungen
zum AGG und BGG, Rn. 5.

gers gegeben ist*?’. Welti raumt § 17 Abs. 1
Nr.4 SGB | hingegen einen hoheren Stel-
lenwert ein und erkennt darin die konkrete
Verpflichtung aller Sozialleistungstrager, ins-
besondere auch bei Bestandsbauten sowie
im Vertragsrecht mit den Leistungserbrin-
gern, nicht nur bauliche, sondern auch
kommunikative Barrierefreiheit zu gewahr-
leisten.”® Dieser Auffassung ist zuzustim-
men, da 8§13 Abs.1 S.1 Nr.2 BGG aner-
kannten Verbanden bei VerstbRen gegen
§ 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB | ein Verbandsklage-
recht einrdumt. Ohne eine konkrete Ver-
pflichtung wirde ein Klagerecht ins Leere
laufen. Die Pflicht, Verwaltungs- und Dienst-
gebaude frei von Zugangs- und Kommunika-
tionsbarrieren zu halten, bezieht sich auf
Grund der Formulierung auch auf nicht eige-
ne angemietete Liegenschaften. So ist auch
gegenuber Grundstiicks- und Gebaudeeig-
nern Barrierefreiheit als Bestandteil von
Mietvertragen bzw. Bedingung fur deren Un-
terzeichnung, einzufordern. Jedoch wird von
entscheidenden Gerichten, insbesondere
wegen der normativen Aspekte des Begriffs
der Barrierefreiheit jeweils im Einzelfall aus-
zulegen sein, welche konkreten Pflichten
oder unter Umstanden auch individuelle
Rechte sich aus § 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB Il je-
weils fir wen ergeben. Zumindest ist die
Nichtberiicksichtigung von Barrierefreiheit im
Rahmen behordlicher Entscheidungen als
Ermessensfehler zu werten.?®

Weit konkreter sind die in § 17 Abs. 2 SGB I
formulierten besonderen Rechte zur Herstel-
lung von Barrierefreiheit fur horbehinderte
und stark sprachbehinderte Menschen, wel-
che zusammen mit § 19 Abs. 2 S. 4 SGB X

" Ebd., Rn. 6.

%8 vgl. Welti, in: Welke (Hrsg.), UN-Behinderten-
rechtskonvention mit rechtlichen Erlauterungen,
2012, S. 131, Rn. 17.

2 vgl. Welti, in: Welti (Hrsg.), Rechtliche
Instrumente zur Durchsetzung von
Barrierefreiheit, 2013, S. 29, der sich hier auf ein
Urteil Uber die Standvergabe auf einem
Weihnachtsmarkt bezieht (vgl. OVG Liineburg v.
16.05.2012, AZ 7 LB 52/11).
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sowie § 57 SGB IX im Bereich aller Sozial-
leistungstrager das Recht auf die Verwen-
dung von Gebardensprache und anderer
(personeller) Kommunikationshilfen im Sozi-
alverwaltungsverfahren einrdumen. Somit
sind deren Rechte, unabhangig vom BGG
oder den LGG bei allen Arten von SGB II-
Leistungstragern bertcksichtigt. Sie sind fer-
ner auch als subjektive und damit einklagba-
re Rechte des Einzelnen aufzufassen.*® Der
Begriff der Horbehinderung ist im Sozialge-
setzbuch nicht definiert, weswegen hier die
Legaldefinition aus 8 6 BGG (Gehdrlose, Er-
taubte und Schwerhérige) herangezogen
werden muss. Wahrend nach 8 57 SGB IX
im Bereich der Horbeeintrachtigung der Grad
der bendtigten Hilfe keine Rolle spielt, ist bei
Menschen mit Sprachbehinderung ein so
hohes Niveau vorauszusetzen, dass ohne
Hilfe anderer eine Verstandigung nicht még-
lich ware, auch wenn sich um Verstandigung
bemdiht wird. Er richtet sich also nur an be-
hinderte Menschen, die unbedingt eines
Dolmetschers oder Kommunikationshelfers
bedurfen und umfasst keine technischen
Kommunikationshilfen, ist also weniger um-
fangreich als § 9 BGG.

% vgl. Knecht, §17, in: Becker/Hauck/Haines
u.a. (Hrsg.), Sozialgesetzbuch SGBI, Rn.6,
ebenso Seewald, 8§17 SGBI, in: Leitherer/
Niesel/ Funk (Hrsg.), Kasseler Kommentar
Sozialversicherungsrecht, Rn. 11.

VI. Fazit

Zusammenfassend kann hier die Ansicht
vertreten werden, dass fur Gemeinsame Ein-
richtungen im Bereich der Tragerversamm-
lung und der BA die 88 7 bis 11 BGG unmit-
telbar gelten. Fir die kommunalen Tréger ist
lediglich das Benachteiligungsverbot aus 8§ 7
Abs. 2 S. 1 BGG direkt maRR3geblich. Ansons-
ten sind fur sie andere Vorschriften zur Her-
stellung von Barrierefreiheit, insbesondere in
den LGG (auB3er in Bayern und Hessen) so-
wie den Bauordnungen der Lander malRgeb-
lich. 8 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB | verlangt von al-
len Sozialleistungstragern — unabh&ngig von
ihrer Zuordnung zur Bundes- oder Landes-
verwaltung — barrierefreie Zuganglichkeit als
Voraussetzung des Sozialrechtsverhaltnis-
ses. Die Vorschrift gilt damit auch fir kom-
munale SGB ll-Leistungstrager in Bayern
und Hessen. 8 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB | bein-
haltet dabei eine konkrete Verpflichtung aller
Sozialleistungstrager, was  ausdriicklich
durch das in 8 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BGG ge-
regelte Verbandsklagerecht bestéatigt wird.
Nach diesem konnen anerkannte Verbéande
bei VerstolRlen gegen 817 Abs.1 Nr. 4
SGB | Klage erheben.

Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag
ist von groRem Interesse fur uns. Wir freuen
uns auf Ihren Beitrag.




	Die Geltung des Behindertengleichstellungsgesetzes des Bundes für Leistungsträger nach dem Sozialgesetzbuch II
	– Vorschriften zur Barrierefreiheit –
	I. Thesen des Autors
	II. Zuordnung von SGB II-Leistungsträgern zur Bundes oder Landesverwaltung
	III. Geltung der Vorschriften zur Herstellung von Barrierefreiheit für die BA, die Trägerversammlung und kommunale Träger
	IV.  Verhältnis zu landesrechtlichen Vorschriften zur Herstellung von Barrierefreiheit
	V. Andere Quellen von Pflichten zur Barrierefreiheit für SGB II-Leistungsträger
	1. Zugänglichkeit gemäß Art. 9 UN-BRK
	2. Bücher des Sozialgesetzbuches

	VI.  Fazit


